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Die Bedeutung der Windkraftanlagen für den
Insektenschwund wird ignoriert –

Das Thema wird tabuisiert, weil nicht sein kann, was
nicht sein darf.

=======================

In der Wochenzeitung „Die Zeit“ ist erstmals das ökoindustrielle, mit
der Politik vernetzte Kartell beschrieben worden, das der US-Amerikaner
Hal Harvey seit 20 Jahren in Deutschland, Europa und weltweit aufgebaut
hat, um sein persönliches Ziel durchzusetzen: Die globale
Elektrifizierung der Mobilität auf Basis von Wind- und Solarstrom. Es
heißt, Harvey sei einer der mächtigsten Lobbyisten der Welt. Die von ihm
kreierten Denkfabriken und Lobbyorganisationen wie Agora-Energiewende
haben demnach jüngst der Bundesregierung fast wörtlich die Gesetze zur
Erreichung der sogenannten Klimaneutralität sowie zum Auslaufen der
Verbrennerautos bis 2035 in die Feder diktiert.

Bewusste Verschleierung

Noch viel schwerwiegender ist der Demokratieverlust, wenn
Wissenschaftler entgegen den eigenen Erkenntnissen und den Erkenntnissen
ihrer internationalen Kollegen die immer gravierenderen Umweltschäden
verschweigen, die infolge des Tuns und Handelns dieser Organisationen
entstanden sind und galoppierend weiter zunehmen. „Wenn Wissenschaft zum
Schweigekartell wird, dann wird aus einer Forschungsgemeinschaft eine
Glaubensgemeinschaft. Doch Glauben statt Wissen passt viel besser zum
aktuellen Zustand von Politik, Justiz, Behörden und Journalismus.“
Hinter dieser Feststellung steckt die langjährige Erfahrung des
Geschäftsführers einer Beraterfirma, dessen Name der Redaktion bekannt
ist.

In der Tat lassen etwa die Gutachten des Umweltbundesamtes zu den
internen und den absichtlich nicht erforschten externen Kosten durch
Windkraft und Photovoltaik auf eine bewusste Verschleierung
unvorstellbar großer Umweltschäden schließen – hierzulande und weltweit
überall dort, wo rücksichtslose Politik und rücksichtslose
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Bergbaukonzerne zusammenwirken, um Menschen aus ihrer Heimat zu
vertreiben, damit die von den Dienstleistern des fernen Strippenziehers
erzeugte Gier nach Seltenen Erden, Kupfer und Lithium befriedigt werden
kann, auch mit Hilfe von Kinderarbeit. Unterdessen propagieren
Norddeutscher Rundfunk (NDR), Bayerischer Rundfunk (BR) und andere
Medien weiterhin diese „saubere Energie“.

Politisch unkorrekte DLR-Studie

In dieser Spur fährt sogar das Bundesamt für Naturschutz (BfN). Am 16.
März stellte die neue BfN-Präsidentin Sabine Riewenherm den dritten und
letzten Band der Roten Liste zu den wirbellosen Tieren vor. Danach sind
mehr als ein Viertel der Insekten bestandsgefährdet, insgesamt 26,2
Prozent von knapp 6750 neu bewerteten Insektenarten.

Neben vielen anderen Ursachen für diese beunruhigende Entwicklung hat
der starke Ausbau der Windparks in Deutschland einen nicht
unbeträchtlichen Anteil zu dem Insektenschwund beigetragen. Dies ergab
eine 2019 veröffentlichte Modellstudie des Deutschen Zentrums für Luft-
und Raumfahrt (DLR). Danach werden pro Jahr mindestens 1,2 Billionen
Fluginsekten während ihrer Migration zu neuen Brutplätzen von den
Rotorblättern der Windräder getroffen. Die Zahl berücksichtigt nur
Tiere, die sichtbare Rückstände auf den Rotorblättern hinterließen.

Eine diesbezügliche Anfrage an das BfN wurde nach zwei Monaten lapidar
beantwortet: „Der Betrieb von Windenergieanlagen gehört nach derzeitiger
Kenntnis nicht zu den Ursachen oder Mit-Ursachen des
Insektenrückganges.“ In der Tat fehlt in der schmalen Literaturliste der
Hinweis auf die DLR-Studie.

Wegen des ungeheuerlichen Vorgangs wandte sich die PAZ an Christian
Voigt vom Institut für Zoo- und Wildtierforschung, der selbst
einschlägig geforscht hat. Die Antwort traf postwendend ein:

„Es wundert mich nicht, dass mein Artikel nicht zitiert wurde, da dieser
… lediglich einen Diskussionspunkt aufwirft. Relevanter ist vielmehr,
dass die DLR-Studie, auf die sich meine Arbeit bezieht, nicht zitiert
wurde. Die Studie von Trusch et al. ist völlig nichtssagend, da
lediglich an einer einzigen Windenergieanlage (WEA) Erhebungen
durchgeführt wurden. Deshalb ist dieser Artikel auch in einer
Zeitschrift publiziert, die nicht den allgemeinen Qualitätskriterien von
wissenschaftlichen Publikationen entspricht.“

„Der Insektentod an WEA ist somit ein ungelöster Sachverhalt, der näher
untersucht werden müsste. Dies ist jedoch methodisch schwierig und die

Politik und die Ämter scheuen sich mit allen Mitteln davor, den
Insektenschwund mit WEA in Verbindung bringen zu wollen.“
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========================================

Die Bundesregierung möchte den Ausbau der Windkraft
beschleunigen.

========================================

Dafür legte sie am 8. Juni einen Gesetzentwurf vor, der unter anderem
verpflichtende Flächenziele und die Vermeidung einer
„Verhinderungsplanung“ durch die Bundesländer vorsieht.

Künftig, so das Bestreben der Regierung, soll der Mindestabstand von
Windkraftanlagen zu Wohngebäuden höchstens 1000 Meter betragen.

Schon seit Jahren gibt es immer wieder Streit zwischen den Verfechtern
der Windkraft und ihren Gegnern – wobei die Befürworter in der Regel
dort zu Hause sind, wo keine Windräder stehen, etwa in den Großstädten,
in denen der Bau derartiger Anlagen nicht erlaubt ist.

Sollte man angesichts dieser Umstände den Mindestabstand nicht einfach
ganz streichen ?  Dann könnten Windräder endlich dort errichtet werden,
wo ihre größten Befürworter sitzen. Zum Beispiel in den noblen
Altbauquartieren in Berlin-Kreuzberg oder Hamburg-Eppendorf, wo die
Grünen seit jeher besonders viele Stimmen holen. Oder auf dem südlichen
Vorplatz des Bahnhofs Friedrichstraße, wo gleich um die Ecke der
Bundesverband WindEnergie residiert.

Technisch sollte das angesichts der Höhen der Anlagen von mehreren
hundert Metern kein Problem sein. Das klingt absurd ? Mag sein. Doch
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absurd finden ihre Lage ganz sicher auch die Menschen auf dem Lande,
denen die monströsen Windräder seit Jahren ungefragt zugemutet werden –
von Entscheidern, die im Leben nicht mit ihnen tauschen würden.
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Fritz Vahrenholt *

Die dramatischen Anstiege bei den Energiekosten ärgern
Verbraucher und Industrie gleichermaßen.

Doch sie sind nicht die einzige Folge einer fahrlässigen
Energiepolitik.

Vor allem die Versorgungssicherheit rückt nun in den
Fokus.

=============================================
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Der Krieg in der Ukraine hat uns allen vor Augen geführt, wie fahrlässig
die deutsche Energiepolitik in den letzten zwölf Jahren betrieben wurde.
Doch schon vor dem Krieg manifestierten sich die Fehler in steigenden
Preisen und in Defiziten in der Versorgungssicherheit. Allein seit Mitte
des Jahres 2021 stiegen die Preise für Erdgas massiv an, bis Dezember
2021 vervierfachten sie sich. In der Folge hat sich auch der Strompreis
vervielfältigt, denn immer mehr Gaskraftwerke mussten für die
stillgelegten 20.000 Megawatt-Kohlekraftwerke in Europa und 20.000
Megawatt-Kernkraftwerke in Deutschland einspringen.

Schon bei der Durchführung des Doppelausstiegs aus Kohle und Kernenergie
in der Ära Merkel war klar, dass der Ersatz der gesicherten Leistung der
konventionellen Kraftwerke nur durch einen erheblichen Import von Erdgas
gewährleistet werden könnte. Die neue Ampelkoalition verstärkte diese
Erdgasabhängigkeit sogar noch, indem sie in ihrem Koalitionsvertrag vom
Dezember 2021 einen forcierten Ausbau von Wind- und Solarenergie
ankündigte. Denn auch dieser löst das Problem der Volatilität der
Erneuerbaren Energieerzeugung nicht: Wind steht eben nur mit 25 Prozent
der Vollaststundenzahl des Jahres zur Verfügung, Sonne nur zu etwa zehn
Prozent des Jahres. Daher hatte der Koalitionsvertrag folgerichtig einen
massiven Ausbau von bis zu fünfzig neuen Gaskraftwerken vorgesehen, die
über die Nord-Stream-2-Pipeline gespeist werden sollten. Der durch
Bundeskanzler Olaf Scholz zu Beginn des Ukrainekriegs verhängte Stopp
von Nord Stream 2 hat somit eine tragende Säule der deutschen
Energiewende eingerissen.

Preistreiber „Greenflation“

Inzwischen wird immer offensichtlicher, wie dramatisch die Verteuerung
von Energie die privaten Haushalte und vor allem die mittelständische
Industrie belastet. Doch bei den Ursachen kommt man meistens nicht auf
des Pudels Kern. Der bedeutendste Preistreiber sind die europäischen
Emissionszertifikate, die sich auf über 90 Euro je Tonne CO2
katapultierten. Allein durch die politisch gewollte Verknappung und
Verteuerung der CO2-Zertifkate haben sich die Strompreise verdoppelt bis
verdreifacht. Der Ukrainekrieg hat die Situation also nur noch weiter
verschärft.

Die Bundesregierung ist nun auf dem Boden der Realität angekommen. Zwar
gibt es immer noch genug Märchenerzähler wie den Bundesverband
WindEnergie, der Windkraft als Lösung zur Unabhängigkeit von Russland
anpreist, oder die Deutsche Umwelthilfe, die gerade gegen den
Braunkohletagebau Jänschwalde klagt. Doch ist die Lage genau
andersherum:

Jeder weitere Ausbau mit schwankenden Windkraftanlagen erhöht die
Notwendigkeit von Backup-Kraftwerken, solange Speicher nicht zur

Verfügung stehen.

Wirtschaftsminister Robert Habeck scheinen diese Zusammenhänge



mittlerweile klar geworden zu sein, immerhin schließt er nicht mehr aus,
dass Kohlekraftwerke in Deutschland länger laufen könnten. Einer
Laufzeitverlängerung der noch verbliebenen Kernkraftwerke erteilte er
allerdings eine Absage. Das wäre nicht verantwortbar, assistierte die
grüne Umweltministerin Steffi Lemke.

Fest steht, dass die Stilllegung der letzten Kernkraftwerke und weiterer
Kohlekraftwerke die Sicherheit der Stromversorgung weiter belasten wird.
Schon heute wird regelmäßig bei schwacher Wind- oder
Solarstromversorgung Betrieben der Stahlindustrie und der
Metallindustrie zeitweilig der Strom abgeschaltet. Immer häufiger muss
die Bundesnetzagentur in die Stromversorgung eingreifen, um das
Stromnetz nicht zusammenbrechen zu lassen.

Wie groß die Herausforderung ist, zeigt ein Blick auf die Quellen der
deutschen Energieversorgung. Danach leisteten im Jahr 2021 Wind und
Sonnenenergie gerade einmal 5,1 Prozent der gesamten deutschen
Energieversorgung (Strom, Wärme, Mobilität). Dass nun Wind- und
Solarenergie ohne Rücksicht auf die Natur massiv ausgebaut werden
sollen, hilft da wenig. Selbst eine Vervierfachung der Wind- und
Sonnenenergieanlagen wird allenfalls ein Viertel der Energieversorgung
abdecken.

Was fehlt ist das Eingeständnis, dass die Energiewende undurchführbar
geworden ist.

Schon vor dem Ukrainekrieg hatte Deutschland die höchsten Strompreise
der Welt. Zwar gelingt es mittlerweile, Strom aus Windenergieanlagen und
Solaranlagen immer günstiger zu erzeugen. Solarstrom kann hierzulande
bereits zu sechs Cent je Kilowattstunde erzeugt werden, Windstrom
ebenso. Doch versucht man, den Strom durch Batterie- oder
Wasserstoffspeicher der Nachfrage entsprechend zu liefern, verdrei- bis
vervierfacht sich der Preis. Denn auf dem Wege von grünem Strom über die
Elektrolyse, Zwischenspeicherung und Wiederverstromung in einem
Kraftwerk gehen drei Viertel der eingesetzten Energie verloren. Zu
diesen Konditionen ist keine industrielle Produktion wettbewerbsfähig.

Kehrtwende von einem Irrweg

Es ist also höchste Zeit, sich neben der ökologischen Frage auch den
zwei anderen Säulen einer nachhaltigen Energieversorgung zu widmen: der
Wirtschaftlichkeit und der Versorgungssicherheit. Der Ausstieg aus der
heimischen Braunkohle – „idealerweise 2030“(Koalitionsvertrag) – wird
sich ohne russisches Erdgas nicht realisieren lassen. Wer sich von der
russischen Abhängigkeit lösen möchte, kommt an drei Alternativen nicht
vorbei:

•  die Fortführung und Erweiterung der Nutzung der heimischen
Braunkohle, idealerweise mit der in Deutschland entwickelten CO2-
Abscheidung,



•  die Nutzung der bis zu 2300 Milliarden Kubikmeter Schiefergas in
Norddeutschland und unter der Nordsee,

•  die Fortsetzung der Nutzung der Kernenergie und die Reaktivierung der
Ende des vergangenen Jahres stillgelegten Kernkraftwerke.

Nach dem Reaktorunfall in Fukushima 2011 in Japan gab es ein einziges
Land auf der Welt, das daraufhin einen Ausstieg aus der Kernenergie
beschloss: Deutschland. Es war Bundeskanzlerin Angela Merkel, die in
einer Kurzschlussreaktion vier Tage nach dem Störfall erklärte, dass die
ältesten acht Kernkraftwerke abgestellt werden sollten.

Trotz des Unfalls von Fukushima, der in Deutschland laut
Reaktorsicherheitskommission niemals hätte passieren können, kamen alle
anderen Kernenergieländer der Welt zu anderen Schlussfolgerungen.
Spanien, Belgien, Schweiz, USA und Schweden verlängerten die Laufzeit
ihrer Kernkraftwerke. Holland und Polen planen den Einstieg in die
Kerntechnik. Auch Schweden, das in den 1980er Jahren beschlossen hatte,
bis 2000 alle Kernkraftwerke zu schließen, hat mittlerweile den Betrieb
einzelner Kraftwerke bis 2040 erlaubt. Sogar der Ersatz bestehender
Kernkraftwerke ist dort nunmehr möglich.

In Deutschland war die Laufzeitverlängerung ein halbes Jahr vor dem
Ausstiegsbeschluss ebenfalls erfolgt: Im Herbst 2010 beschloss der
Deutsche Bundestag eine Verlängerung der Laufzeiten um acht
Betriebsjahre für ältere Kraftwerke und um 14 Jahre für jüngere
Kraftwerke. Danach wäre Brokdorf im Jahre 2036 vom Netz gegangen. Noch
2008 sagte Bundeskanzlerin Merkel :

„Ich halte es nicht für sinnvoll, dass ausgerechnet das
Land mit den sichersten Atomkraftwerken die friedliche

Nutzung der Kernenergie einstellt.“

Die Folgeschäden der Fehlentscheidung der Kanzlerin und des Deutschen
Bundestages von 2011 für den Wohlstand Deutschlands sind immens. Denn in
der Regierungserklärung von 2009 hatte die CDU-FDP-Koalition das Ziel
der Vorgängerregierung einer 40-prozentigen CO2-Minderung bis 2020
übernommen. Ein Großteil der durch den Ausstieg wegfallenden CO2-freien
Stromproduktion musste nun durch Kohle- und Braunkohlekraftwerke ersetzt
werden.

Um die CO2-Ziele trotz Kernenergieausstiegs dennoch einzuhalten, mussten
andere Bereiche herangezogen werden wie der Verkehr, die Wärmeversorgung
und die Landwirtschaft, die mit weiteren CO2-Einsparvorgaben belastet
wurden. Am Ende wurde sogar der Verbrennungsmotor geopfert, eine
Schlüsseltechnologie Deutschlands.

Eine neue Kerntechnikgeneration

Mit der Stilllegung der Kernkraftwerke rückt auch das Problem der



radioaktiven Rückstände in den abgebrannten Brennelementen, die in zwölf
Zwischenlagern neben den Kernkraftwerken aufbewahrt werden, wieder in
den Fokus. Eine neue Generation von Kerntechnologien, die inhärent
sicher sind und das Endlagerproblem auflösen, wird weltweit entwickelt –
nur nicht in Deutschland. Denn die bis 2011 gültige Zweckbestimmung des
Atomgesetzes, die Erforschung der Nutzung der Kernenergie zu fördern,
wurde ersatzlos gestrichen.

Die Kerntechnik der IV. Generation, an der weltweit geforscht wird,
arbeitet überwiegend mit schnellen Neutronen. Sie sind in der Lage, auch
nicht spaltbare Atomkerne durch Neutroneneinfang zu spaltbaren zu
machen. Damit wäre das Problem der Reichweite gelöst, denn herkömmliche
Reaktoren nutzen lediglich fünf Prozent des Urans durch Kernspaltung.

Zugleich wird aber auch das Problem des Atomabfalls gelöst, denn dieser
kann als Ausgangsstoff eingesetzt werden. Selbst wenn es nicht um die
kostengünstige CO2-freie Stromerzeugung durch Kernenergie ginge, müsste
sich Deutschland mit dieser Technologie befassen, denn sie sichert die
Umwandlung der über Zehntausende von Jahren langlebigen Rückstände in
Stoffe, die bereits nach einigen hundert Jahren als abgeklungen gelten.

Ein neues Konzept der IV. Generation ist auch der Dual-Fluid-Reaktor
(DFR). Er wurde als privates Projekt von Kernphysikern aus Deutschland
ohne staatliche Zuschüsse entwickelt und hat mittlerweile weltweit
Patente. Die Beschreibung des Reaktors durch die Erfinder liest sich wie
die Beschreibung des Steins der Weisen:

•  Der DFR erzeugt wie die meisten Konzepte der IV. Generation keinen
langlebigen Atommüll. Im Gegenteil, er baut bestehenden Atommüll ab.

•  Die Energieeffizienz ist etwa 1000 Mal so groß wie bei
Stromerzeugungen auf Basis Erneuerbarer Energien.

•  Das Kraftwerk ist inhärent sicher.

•  Die Erzeugungskosten für Strom sollen für ein Großkraftwerk von 1500
Megawatt elektrischer Leistung bei einem Cent pro Kilowattstunde liegen.

Die Patentinhaber, die sich im privaten Institut für Festkörper-
Kernphysik in Berlin organisiert haben, haben ihre Zelte mittlerweile in
Vancouver in Kanada aufgeschlagen.

Nun ist die Politik gefragt

Je mehr die desaströsen Unzulänglichkeiten der Energiewende auf Wind-
und Solarbasis in den nächsten Jahren zutage treten werden, umso mehr
sollte in Deutschland die Offenheit kluger politischer Köpfe wachsen,
sich mit einem neuen, sicheren Kapitel der Kernenergie zu beschäftigen.

Ganz dringlich ist aber die Entscheidung, die noch drei bestehenden und
die drei gerade geschlossenen Kernkraftwerke fortzuführen. Zusammen



würde dadurch so viel Strom produziert wie alle Solaranlagen in
Deutschland – und das bedarfsgerecht sowie zu einem Bruchteil der
Kosten.

Allerdings ist es unwahrscheinlich, dass die Grünen – die in der
Bundesregierung wichtige Schlüsselpositionen innehaben – einen solchen
Schritt gehen werden. Damit übernehmen sie aber auch die politische

Verantwortung für den Zusammenbruch der Stromversorgung in den nächsten
Jahren.
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Der «Klimaplan» der Schweizer Umweltschützer ist
linksextrem und diktatorisch.

Eine Umsetzung wäre eine Katastrophe für Wohlstand, Markt
und Gesellschaft.

=================================

Wieder einmal auf der breiten Ausfallstrasse in Zürich stadtauswärts
geschlichen, mit Tempo dreissig, wie seit kurzem befohlen. Die rot-
grünen Regierungen in den Schweizer Städten mischen sich immer konkreter
ins Alltagsleben ein. Und ins Geschäftsleben, in die Wirtschaft. Dass
der private Motorfahrzeugverkehr derart ins Visier der autofeindlichen
Verwaltungen geraten ist, zählt heute zu den Hauptsorgen des Gewerbes in
den Agglomerationen. Für Handwerker und Lieferanten wird es zunehmend
mühsamer und teurer, zu ihren Kunden zu fahren, und Läden in grossen
Teilen der Städte verlieren einen Teil ihrer traditionellen Kundschaft.

Es sind nicht nur verengte oder geschlossene Strassen sowie
Verkehrsverzögerungen durch raffiniert getaktete rote Ampeln, sondern
vor allem auch der laufende Abbau von Parkplätzen, die der Wirtschaft
das Leben schwermachen. In Basel sind es zwei Strassen, an denen ein
paar Dutzend Parkplätze aufgehoben werden, in Zürich steht die Sihlpost,
die einzige dauerhaft geöffnete Post weit und breit, jetzt praktisch
ohne Parkplätze da. Sollen die Geschäftsleute doch mit dem Tram kommen,
paketbeladen. Vieles läuft in diesen Städten schon so, wie es im
Rezeptbuch der Grünen steht.

Spielarten der Enteignung

Zum Glück noch nicht alles. Würde der Plan für eine «klimapositive
Schweiz» der Grünen Partei wirklich ernst genommen, müssten die
Verantwortungsträger in Politik und Wirtschaft die Bevölkerung zu
höchster Alarmbereitschaft aufrufen. Denn die Bürger, ja sogar die
Wähler der Grünen dürften sich nicht im Klaren darüber sein, welche
Forderungen dieses vierzigseitige Papier enthält. Bei der
Verkehrspolitik etwa tönt es so: «An erster Stelle steht für die Grünen
die Verkehrsvermeidung.» Genau so, wie es sich jetzt in Zürich, Basel
und Bern abzeichnet.

Ausgenommen ist lediglich der öffentliche Verkehr sowie jener von
Fussgängern und Velos («sanfte Mobilität»). Ab nächstem Jahr wären nach
Wunsch der Grünen Autos mit Benzin- oder Dieselantrieb verboten. Ebenso
der Import und Verkauf von Geländewagen von über zwei Tonnen. In den
Agglomerationen müssten die gefahrenen Autokilometer halbiert werden.



Innerorts herrschte überall Maximaltempo dreissig, auf den Autobahnen
hundert. Wörtlich steht im Forderungskatalog der Grünen Partei: «Das
Personenauto muss vom privaten Prestigeobjekt zum jederzeit verfügbaren
Transportmittel in Gemeinbesitz werden.» Also nicht nur der
Individualverkehr, sondern auch das Individualeigentum wird bekämpft.
Das alles sind Spielarten der Enteignung.

Das gilt auch für Eigentumsrechte an Immobilien. Bau- und Siedlungszonen
sollen reduziert werden, ohne dass das grüne Grundsatzpapier ein Wort
über die Zuwanderungs- und Asylpolitik oder die Personenfreizügigkeit
mit der EU verliert – ausser dass sozialpolitische Verträglichkeit wohl
die Bodenpreise deckeln soll. Pro Person und Jahr wäre nur noch ein Flug
erlaubt. Die Finanzmittel müssen von der Strasse auf die Schiene
umgeleitet werden. Orte, die mit der Bahn innert acht Stunden erreicht
werden können, dürfen nicht mehr angeflogen werden.

Jede Werbung für klima- oder gesundheitsschädigende Produkte ist
verboten. Sämtliche «klimafreundlichen» Zwangsmassnahmen sollen
selbstverständlich die soziale Sicherheit, die Renten und die Höhe der
Löhne in keiner Weise gefährden. Und die befohlenen Massnahmen an den
Gebäuden dürfen unter keinen Umständen zu einem «Verlust von bezahlbaren
Wohnungen» führen – also: Märkte dürfen nicht spielen. Eine «Klimabank»
hat die notwendigen Kredite zur Verfügung zu stellen.

Die Grüne Partei verachtet alles, was mit wirtschaftlich-
schöpferischem Antrieb zu tun hat.

Weil auch die Informationstechnologie unseren Planeten belastet, ist
eine «digitale Mässigung» angesagt. Konsum und Produktion von Fleisch
müssen «stark reduziert» werden. Zement und Beton sind wegen des
Energieaufwands Teufelszeug, gibt es doch Baustoffe wie «Holz, Lehm,
Ziegelsteine». Die gesamte Stromproduktion muss bis 2035 «erneuerbar»
sein. Neben der Wasserkraft – Staudämme aber bitte nicht auf Kosten der
«Flussökosysteme»! – liefere diese zu fast einem Drittel die
Sonnenenergie. Eine Nutzung von CO2-freier Atomkraft dagegen bleibt für
die Grünen ein Tabu.

Die verhängnisvolle Schrift der Grünen Partei Schweiz über die
«Klimakatastrophe» und die davon abgeleiteten Forderungen stammt aus dem
Jahr 2021, wobei der Zürcher Nationalrat Bastien Girod der bekannteste
Autor ist. Auch die Genfer Nationalrätin Delphine Klopfenstein Broggini
sowie ihr Amtskollege Kurt Egger aus dem Thurgauischen, der Berner
Grossrat Jan Remund und Urs Scheuss, stellvertretender Generalsekretär
der Grünen, haben am Papier mitgeschrieben. Beflügelt von ihrem Erfolg
bei den nationalen Wahlen vom Herbst 2019, erhob dieses Autorenkollektiv



mit nachfolgender Unterstützung der Delegierten einen ganzen Strauss von
Maximalforderungen. Ziel sei eine «klimapositive» Schweiz ab 2040, die
im In- und Ausland netto zur Reduktion der Emissionen in der Atmosphäre
beiträgt.

Besonders einschneidend sind die Forderungen nach einem «grundlegenden
Wandel» in Wirtschaft und Gesellschaft, nach drastischen
Staatseingriffen. Es gehe um nicht weniger als die «historische
Verantwortung an der globalen Klimaerwärmung» unseres Landes. Diese
Verantwortung besteht bekanntlich aus einem Tausendstel des weltweiten
menschengemachten CO2-Ausstosses, global irrelevant. Nur würde diese
Erkenntnis auch die Grünen und deren Politik irrelevant machen. Grüne
Politik heisst immer mehr Auflagen für Gebäude und Fahrzeuge, staatlich
befohlene Beratungen, eine Bürokratisierung von allem, was mit
Energieanwendungen zusammenhängt, und Hunderttausende schikanierte KMU.

Unser Finanzplatz wird wegen des Rohstoffhandels für 2 Prozent der
globalen Emissionen verantwortlich gemacht. Beim Abbau seltener Metalle
sehen die Grünen nichts als «verbrecherische Praktiken», «Morde»,
«Vergewaltigungen» oder «Kinderzwangsarbeit». Kein Wort davon, dass die
Rohstofffirmen in der Dritten Welt für Arbeitsplätze, mehr Wohlstand,
Bildung und Gesundheit sorgen. Den Finanzinstituten und Pensionskassen
ist selbstverständlich vorzuschreiben, wie sie «nachhaltig» und
klimafreundlich investieren sollen. Der Bundesrat komme mit seinem
Vorschlag von «netto null» CO2-Ausstoss etwa fünfzehn Jahre zu spät.

Das Papier der Grünen verschweigt, dass schon die Temperaturen der
vorindustriellen Zeit starken Schwankungen unterworfen waren und das
heutige Wärmeniveau erheblich übertroffen haben. Die heutige Erwärmung
ist im Rückblick auf die zurückliegenden Tausenden von Jahren weder
einzigartig noch dramatisch. Der Bericht instrumentalisiert extreme
Wetterereignisse, zeichnet die Apokalypse aus Wassermangel, Migration,
Wirtschaftskrisen und Kriegen. Dabei ist die Bedeutung des Klimawandels
für die Migrantenströme absolut nicht nachgewiesen. Dieser Alarmismus
wird begleitet vom erheiternden Satz: «Wir wollen keine Katastrophen-
Rhetorik betreiben.»

In einem hat die Partei recht

Die Grüne Partei verachtet alles, was mit wirtschaftlich-schöpferischem
Antrieb zu tun hat, und will vor allem Genügsamkeit, Einschränkung,
Gürtel eng schnallen. Wohlstand soll nicht mit materiellem Besitz und
Bruttoinlandprodukt in Verbindung gebracht werden. Angesagt seien
Bescheidenheit und Gerechtigkeit, um das Ende des Erdölzeitalters, der
konsumorientierten Gesellschaft, des ständigen Wirtschaftswachstums und
des individuellen Profits einzuläuten. Unsere Leistungsgesellschaft sei



klimaschädigend, besser sei Teilzeitarbeit und dafür «mehr Freizeit,
Kreativität, ziviles Engagement und soziale Kontakte».

Statt in den Konsum müsse das Geld in den Klimaschutz gesteckt werden.
Woher die Mittel und der technische Fortschritt bei der grünen Forderung
nach «drastischer Reduktion der Arbeitszeit» bei «30 Stunden pro Woche
und Person» kommen sollen, bleibt ein Geheimnis. Sollten die Schweizer
nicht sofort ihren Konsum zugunsten des Klimaschutzes reduzieren, würden
sie eben künftig ihren Lebensstandard massiv senken müssen: «Faktisch
können wir sozusagen wählen zwischen selbstbestimmter und künftiger
erzwungener Suffizienz [Nachhaltigkeit].» Grünes Nullsummenspiel statt
erfinderischer Entwicklung.

Zur Klimakrise gesellt sich laut den Grünen eine Gesundheitskrise –
obwohl die Menschen noch nie so alt und die medizinische Versorgung noch
nie so perfekt war wie heute. In einem hat die Partei allerdings recht:
Die konkrete Umsetzung ihrer Forderungen hätte einen massiven
Wohlstandseinbruch zur Folge.
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weltweite Diskussion in Klimafragen.

Die Kritik an der Auswahl der Wissenschaftler und Themen
wird lauter.

==========================

Die grossen Uno-Klimaberichte kommen jeweils im Dreierpack daher.

Gerade eben wurde die sechste Tranche abgeschlossen: Anfang April
erschien der dritte Band des sechsten Sachstandsberichts des Uno-
Weltklimarats (Intergovernmental Panel on Climate Change, IPCC). Auf gut
2900 Seiten beschreiben die Autoren da Massnahmen zur Minderung der
Treibhausgasemissionen und Anpassung von Gesellschaft und Wirtschaft an
den Klimawandel. Noch umfangreicher ist der zweite Band, der im Februar
veröffentlicht wurde: Auf fast 3700 Seiten malen die Wissenschaftler
Gefahren und mögliche Schäden infolge des Klimawandels aus: Stürme,
Dürre, Überschwemmungen, Zerstörung von Ökosystemen, Hitze, Kälte und so
weiter.

Der dickste Wälzer mit fast 4000 Seiten war Teil eins, publiziert im
August 2021. Darin werden die physikalischen Grundlagen ausgebreitet,
darunter all die Klimamodelle, mit denen die Wissenschaftler die
Erderwärmung prognostizieren.

Dieser Bericht enthält die steil ansteigenden Temperaturkurven, die
Klimaaktivisten als gesicherte Vorhersage und Kritiker als unsolid

einstufen.

Diese Auseinandersetzung ist Thema des folgenden Artikels von Patrick J.
Michaels.

Die wenigsten werden jedoch die ganzen dicken Berichte lesen. Der
Klimarat liefert deshalb immer auch eine «Zusammenfassung für Politiker»
mit, die allerdings nicht nur eine Zusammenfassung ist, sondern auch
eine propagandagerechte Dramatisierung, Zuspitzung und Verzerrung der

Originalberichte.

Zudem rufen Uno-Funktionäre an den Medienkonferenzen mit tragischer Mine
ins Publikum, wie schlimm alles sei – von einem Atlas des menschlichen
Leids sprach Uno-Generalsekretär António Guterres.

Wie kommen die Berichte des Weltklimarats überhaupt zustande, die er
selber als «Goldstandard» für Politiker aus aller Welt bezeichnet?

Ein Insider, der aus beruflichen Gründen ungenannt bleiben will, erklärt
die Arbeitsweise dieses Ausschusses wie folgt :



Das wichtigste Steuerungsgremium ist der IPCC-Vorstand (IPCC Bureau),
der aus 34 Personen besteht und von politischen Vertretern der 195
Mitgliedsstaaten gewählt wird. Die oberste Führungsebene wird also
politisch, nicht wissenschaftlich bestimmt.

Dass die Umweltministerien vieler Länder grün geprägt und der Grossteil
der IPCC-Staaten Gelder aus dem Grünen Klimafonds der Uno erhalten,
färbt auf die Zusammensetzung und die Interessenlage des Gremiums ab.
Dieser IPCC-Vorstand sodann wählt die leitenden Berichtsautoren. Damit
entscheidet er bereits über die inhaltliche Richtung der Berichte.
Selbst wenn sich unter den Autorenbewerbungen Denkrichtungen eines
breiten Meinungsspektrums befinden, kann der Vorstand bestimmte
Ansichten fördern, andere unterdrücken.

Laut Schilderungen Involvierter gibt es zwar Diversität bei Geschlecht
und regionaler Herkunft, aber nicht bezüglich Meinungsspektrum in der
Klimadiskussion: Kritiker der Alarmlinie würden ausgegrenzt. Und sollten
sie unerwarteterweise doch in der Autorenschaft sein, stünden sie
ziemlich isoliert da.

Abwehr externer Kritik

Unter den IPCC-Autoren gebe es zahlreiche Vertreter aus
Klimaaktivistengruppierungen wie WWF und Greenpeace. Berichtsautoren aus
der Industrie seien hingegen selten. Auch beim sechsten
Klimasachstandsbericht gebe es etliche Klimaaktivisten als Autoren,
darunter Mitarbeiter des Berliner Think-Tanks Climate Analytics, der
etwa Zuwendungen von Greenpeace und der European Climate Foundation
erhalte.

Und wie steht es um die fachliche Begutachtung durch Experten von
aussen? Beteiligte berichten, Gutachter könne zwar jeder werden, der in
einem klimawissenschaftlich relevanten Bereich formal publiziert habe.
Die kritischen Gutachterhinweise würden aber meist nicht beachtet, so
komme kein wirksamer Dialog auf.

Roger Pielke Jr. vom Cires-Umweltinstitut in Boulder, Colorado,
bemängelte etwa, all seine Gutachterkommentare seien ohne Nennung
triftiger Gründe ignoriert worden.
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